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Landrätliche Bekanntmachungen. 


Nr. 1. Marienburg, den 5. Juni 1903. 
Ober⸗Erſatzgeſchäft. 
Das Ober⸗Erſatzgeſchäft für den Kreis Marienburg wird 
in dieſem Jahre am 
Sonnabend, den 25. Juni, 
Montag, den 27. Juni, 
Dienstag, den 28. Juni, 
Donnerstag, den 30. Juni 
im Geſellſchafts hauſe hier abgehalten. 

Es haben ſich dazu an den beſtimmten Tagen pünktlich 
6½ Uhr morgens die durch Geſtellungsbefehle vorgeladenen 
Mannſchaften zu geſtellen. Die Geſtellungsbefehle und die 
Loſungsſcheine find mitzubringen. Die Milttärpflichtigen haben 
rein gewaſchen und mit reiner Wäſche verſehen im Aus⸗ 
hebungstermin zu erſcheinen. Im Uebertretungsfalle werden 
Strafen bis zu 30 . verfügt werden. 

Die Geſtellungsbefehle, welche den Magiſträten, Ge⸗ 
meinde⸗ und Gutsvorſtehern zugehen werden, ſind den Milttär⸗ 
pflichtigen ſofort gegen Vollziehung der Empfangsbeſcheinigung 
zu behändigen und letztere, nachdem ſie von den Geſtellungs⸗ 
befehlen getrennt, mir unverzüglich zurückzureichen. 

Sollten die Vorgeladenen inzwiſchen nach anderen Orten 
verzogen ſein, ſo iſt ihr jetziger Aufenthaltsort unter Rückreichung 
der Geſtellungsbefehle ſofort hierher anzuzeigen. 

Sind Militärpflichtige erkrankt, ſo haben ſie ärztliche 
Beſcheinigungen einzureichen, welche poltzeilich beglaubigt fein 
müſſen. 

Das Erſcheinen der Herren Ortsvorſteher iſt nur dann 
erforderlich, wenn aus dem betreffenden Gemeinde⸗ oder Guts⸗ 
bezirk Reklamationen auf Zurückſtellung oder Befreiung vom 
Militärdienſt vorliegen. 

Etwa erſcheinende Vertreter der Ortsvorſteher bei Be⸗ 
hinderung der letzteren müſſen mit den Verhältniſſen der Rekla⸗ 
manten durchaus vertraut ſein. 

Bei Beurteilung der Reklamationen iſt es erforderlich, daß 
die Eltern im Aushebungstermine erſcheinen. Von Seiten der 
Ortsbehörden ſind die in Betracht kommenden Reklamanten 
mit dem Bemerken auf dieſe Beſtimmung hinzuweiſen, daß im 


Falle ihres Ausbleibens die Reklamattonen nicht berückſichtigt 


werden können. Etwa beigebrachte ärztliche Zeugniſſe müſſen 

vom Kreisarzt ausgeſtellt ſein; andere als ſolche dürfen 

nach der Vorſchrift der Wehrordnung nicht berückſichtigt werden. 
Der Civilvorſitzende der Erſatzkommiſſion, Landrat. 


Nr. 2. Marienburg, 8. Juni 1904. 

Die Landwirtſchaftskammer der Provinz Weſtpreußen hat 
in ihrer Sitzung. vom 27. November v. Js. beſchloſſen, für 
das Rechnungsjahr 1904 / % des Grundſteuer⸗Reinertrages 
der ſpannfähigen Ackernahrungen in der Provinz durch Umlage 
aufzubringen. 

Nach 8 3 der Satzungen der Landwirtſchafskammer find 
als ſpannfähige Ackernahrungen ſolche Beſitzungen uſw. anzu⸗ 
ſehen, welche zu einem Grundſteuerreinertrage von 25 Talern, 


oder im Falle rein forſtwirtſchaftlicher Benutzung zu einem 
jährlichen Grundſteuer⸗Reinertrage von mindeſtens 50 Talern 
veranlagt ſind. 

In Ausführung dieſes Beſchluſſes kommen für das Rech⸗ 
nungsjahr rund 1¼ Pfnunig — 5/2 PCt. pro Taler Grund⸗ 
ſteuer⸗Reinertrag zur Erhebung. 

Die Magiſtrate ſowie die Gemeinde und Gutsvor⸗ 
ſtände des Kreiſes erſuche ich, eine Hebeliſte unter Benutzung 
des ihnen in den nächſten Tagen zugehenden Formulars 
aufzuſtellen, die zu zahlenden Beiträge zu berechnen, einzu⸗ 
ziehen und bis zum 1. Auguft d. Is. beſtimmt an die 
Königliche Kreiskaſſe hierſelbſt unter Beifügung der 
gehörig beſcheinigten Hebeliſte abzuführen. 

Wo der beitragspflichtige Beſitz in einem Gemeinde⸗ oder 
Gutsbezirke liegt, können die Unterlagen für die Berechnung 
und Erhebung der Beiträge von Gemeinde⸗ (Guts⸗) Vorſtande 
ohne Weiteres aus der durch alljährliche Fortſchreibung auf 
dem Laufenden erhaltenen ſogenannten ſummariſchen Mutterrolle 
entnommen werden die nach den miniſteriell erlaſſenen Geſchäfts⸗ 
anweiſungen für die Kataſter⸗Verwaltung ſeitens des Kataſter⸗ 
amts für alle Gemeindebezirke und für ſolche Gutsbezirke, die 
ſteuerpflichtige Llegenſchaften oder Gebäude von mehr als 
einem Elgentümer umfaſſen, dem Gemeinde⸗ oder Gutsvorſtande 
allfährlich mitgeteilt wird. 

Der Gutsbezirk Renkau mit ſteuerpflichtigen Liegen⸗ 
ſchaften eines einzigen Eigentümers hat nach einem Grund⸗ 
ſteuerreinertrag von 2069,55 % den Beitrag abzuführen. 

Die je einen beitragspflichtigen Geſammtbeſitz ausmachen⸗ 
den Foreuſalbeſitzungen find in diejenigen Gemeinden zur 
Beitragsleiſtung zu veranlagen, in deren Gemarkung ſie ge⸗ 
legen find. Der ganze übrige Forenſalbeſitz iſt am Wohnorte 
des Beſitzers zur Beitragsleiſtang zu veranlagen und heranzu⸗ 
ziehen. a 
Die Aufforderung der Zahlung des Betrages iſt an den 
Eigentümer zu richten, einerlei, ob er ſelbſt wirtſchaftet oder 
die betreffenden Flächen ganz oder teilweiſe an einen oder 
mehrere verpachtet hat. 

Hat der Verpächter mit dem Pächter ſich dahin geeinigt, 


daß letzterer dieſe Beträge zu zahlen hat, ſo kann die Zahlungs⸗ 


aufforderung auch direkt an den Pächter ergehen, ſofern der 
Eigentümer vorher eine entſprechende Mitteilung an den Ge⸗ 
meindevorſteher gemacht hat, doch bleibt der Eigentümer immer 
für den richtigen Eingang des Beitrages haftbar. 

Wenn eine Beſitzung in zwei oder mehreren Gemeinden 
oder Gutsbezirken ſo verteilt iſt, daß jeder Teil den nach den 
Satzungen der Kammer beitragspflichtigen Grundſteuer⸗Rein⸗ 
ectrag erreicht, ſo erfolgt die Einſchätzung des betreffenden 
Teils in jeder Gemeinde beſonders. Beſitzteile, welche in 
einem Gemeinde⸗ oder Gutsbezirk den betreffenden Grundſteuer⸗ 
Reinertrag nicht erreichen, werden ſo lange zu Beiträgen nicht 
herangezogen als nicht die Landwirtſchaftskammer dies bei dem 
betreffenden Regierungs⸗Präſidenten unter dem Nachweis be⸗ 
antragt, daß der betreffende Beſitzteil in Verbindung mit anderen 
in dem Bezirke der Kammer gelegenen Beſitzungen des be⸗ 
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treffenden Eigentümers einen beitragspflichtigen Geſammtbefttz 
ausmacht. Die auf die einzelnen Beſitzteile entfallenden Bei⸗ 
tragsquoten ſind dann in den betreffenden Gemeinden zu erheben. 

Wenn eine beitragspflichtige Wirtſchaft erſt dadurch entfteht, 
daß zu einem an und für ſich nicht beitragspflichtigen Beſttz 
in derſelben Gemeinde noch ein oder mehrere Grundſtücke ge⸗ 
pachtet ſind, oder wenn ein Pächter durch Zuſammenpachten 
mehrerer an und für ſich nicht beitragspflichtiger, in einer Ge⸗ 
meinde liegender Parzellen nach den Satzungen der betreffenden 
Kammer wahlberechtigt geworden iſt, ſo werden auch die be⸗ 
treffenden Wirtſchaften bezw. Parzellen beitragspflichtig und ſind 
die Eigentümer bezw. Pächter zur Leiſtung der entſprechenden 
Quote des Betrages ohne Weiteres von dem Gemeindevorſteher 
heranzuziehen. Erſtrecken ſich ſolche teilweiſe oder ganz zu⸗ 
ſammengepachtete Wirtſchaften über mehrere Gemeinden, ſo iſt 
für die Heranziehung der in den einzelnen Gemeinden liegenden 
an und für ſich nicht beitragspflichtigen Teile ſolcher Wirt⸗ 
ſchaften der Antrag der Landwirtſchaftskammer abzuwarten. 

Zur richtigen Aufſtellung der Hebeliſten und Veranlagung 
der Beiträge werden die Ortsbehörden hierdurch ermächtigt, ſich 
der Staats⸗ und Gemeindeſteuerliſten, der ihnen alljährlich zu⸗ 
gehenden Verzeichniſſe (Muſter IV zu Art. 37 II der Aus⸗ 
führungsanweiſung zum Einkommenſteuergeſetz vom 5. Auguſt 
1891) ſowie der Materialien (Kataſter) der landwirtſchaftlichen 
Berufsgenoſſenſchaft zu bedienen. 

Die pünktliche Einhaltung des Termins für die Abführung 
der Beiträge mache ich beſonders zur Pflicht. 


Nr. 3. Im Anſchluß an die durch Runderlaß vom 
6. Mai 1901 (M. Bl. S. 166 ff.) mitgeteilten Beſtimmungen 
für Gebäude, welche ganz oder teilweiſe zur Aufbe⸗ 
wahrung einer größeren Menge brennbarer Stoffe 
dienen (Warenhäuſer, Geſchäftshäuſer u. |. w.) find an 
einzelnen Stellen Polizeiberordnungen erlaſſen worden, welche 
zum Teil die hier ausgearbeiteten Normen noch verſchärfen. 
Wir weiſen demgegenüber darauf hin, daß es bei der Bekannt⸗ 
gabe der allgemeinen Beſtimmungen nicht unſere Abſicht war, 
fie zur Grundlage von Polizeiverordnungen zu machen. Die 
Vorſchriften ſollten vielmehr nur für die Polizeibehörden die 
Richtſchnur bilden, nach welcher die Entwürfe für neu zu ent⸗ 
richtende Warenhäuſer pp. geprüft und etwa vorhandene Miß⸗ 
ſtände bei ſchon beſtehenden beſeitigt werden ſollten. Schon 
die ſchwere Beſtimmbarkeit des Kreiſes der Gebäude, auf welche 
die Vorſchriften überhaupt Anwendung zu finden haben, ſpricht 
gegen die Regelung des Gegenſtandes durch Polizeiverordnung. 
Dazu kommt in Betracht, daß es nicht ratſam iſt, für Waren⸗ 
häuſer jeglichen Umfanges die gleichen Grundſätze in Geſtalt 
bindender Verordnungsvorſchriften Platz greifen zu laſſen. Wir 
erſuchen daher, von dem Erlaſſe derartiger Verordnungen ge⸗ 
fälligſt abzuſehen und die nachgeordneten Behörden entſprechend 
anzuweiſen. 

Die allgemeinen Beſtimmungen ſollen demnächſt hier einer 
Nachprüfung unterzogen werden. Die Vorſchriften der Polizet- 
verordnungen würden mit deren Ergebniſſen unter Umftänden | 
nicht im Einklange ſtehen und ſomit baldigen Aenderungen 


3½ vorm. 4% igen Staatsauleihe von 1894 über die 
Zinſen für die Zeit vom 1. Juli 1904 bis 30. Juni 1914 
nebſt den Erneuerungsſcheinen für die folgende Reihe werden 
vom 7. Juni 1904 ab von der Kontrolle der Staatspapiere 
in Berlin 8. W. 68, Oranienſtraße 92/94, werktäglich von 
9 Uhr vormittags bis 1 Uhr nachmittags, mit Ausnahme der 
drei letzten Geſchäftstage jeden Monats, ausgereicht werden. 

Die Zinsfcheine find entweder bei der Kontrolle der Staats⸗ 
papiere am Schalter in Empfang zu nehmen, oder durch die 
Regierungs⸗Hauptkaſſen ſowie in Frankfurt a. M. durch die 
Kreiskaſſe zu beziehen. Wer die Empfangnahme bei der Kon⸗ 
trolle ſelbſt wünſcht, hat ihr perſönlich oder durch einen Be⸗ 
auftragten die zur Abhebung der neuen Reihe berechtigenden 
Erneuerungsſcheine (Zinsſcheinanweiſungen) mit einem Verzeich⸗ 
niſſe zu übergeben, zu welchem Formular ebenda und in Ham⸗ 
burg bei dem Kaiſerlichen Poſtamte Nr. 1 unentgeltlich zu 
haben ſind. Genügt dem Einreicher eine nummerierte Marke 
als Empfangsbeſcheinigung, ſo iſt das Verzeichnis einfach, 
wünſcht er eine ausdrückliche Beſcheinigung, ſo iſt es doppelt 
vorzulegen. Die Marke oder Empfangsbeſcheinigung iſt bei der 
Ausreichung der neuen Zinsſcheine zurückzugeben. 

Durch die Poſt ſind die Erneuerungsſcheine an die Kon⸗ 
trolle der Staatspapiere nicht einzuſenden, da dieſe ſich in Be⸗ 
zug auf die Zinsſcheinausreichung mit den Inhabern der Scheine 
nicht in Schriftwechſel einlaſſen kann. 

Wer die Zinsſcheine durch eine der obengenannten Provinzial⸗ 
kaſſen beziehen will, hat dieſer Kaſſe die Erneuerungsſcheine 
mit einem doppelten Verzeichnis einzureichen. Das eine Ver⸗ 
zeichnis wird, mit einer Empfangsbeſcheinigung verſehen, ſogleich 
zurückgegeben und iſt bei Aushändigung der Zinsſcheine wieder 
abzuliefern. Formulare zu dieſem Verzeichniſſe ſind bei den 
gedachten Provinzialkaſſen und den von den Königlichen Re⸗ 
gierungen in den Amtsblättern zu bezeichnenden ſonſtigen Kaſſen 
unentgeltlich zu haben. 

Der Einreichung der Schuldverſchreibungen bedarf es zur 
Erlangung der neuen Zinsſcheine nur dann, wenn die Er⸗ 
neuerungsſcheine abhanden gekommen find; in dieſem Falle 
ſind die Schuldverſchreibungen an die Kontrolle der Staats⸗ 
papiere oder an eine der genannten Provbinzialkaſſen mittels 
beſonderer Eingabe einzureichen. 

Berlin, den 20. Mai 1904. 

Hauptverwaltung der Staatsſchulden. 
von Hoffmann. 


Marienburg, den 8. Juni 1904. 
Vorſtehende Bekanntmachung wird hierdurch zur öffent⸗ 
lichen Kenntnis gebracht. 


Nr. 5. Marienburg, den 6. Juni 1904. 
Nachweiſung 
über den Staud ſeuchenhafter Schweinekranheiten. 


Die Seuche iſt ausgebrochen bei 


Art 


Name des Beſitzers | Name der Ortſchaft 15 Seuche 


unterworfen werden müſſen. Schuhmacher Kromtz Biſchofswerder Kreis ge 
Berlin, den 17. Mat 1904. Roſenberg ſeuche 
Der Miniſter des Innnern. Inſtmann Grunau Neuhof Kr. Graudenz 5 
V. V. gez.: v. Kltzing. Arbeiter Kidrowitz Butzendorf Kr. Konitz 75 
Der Miniſter der öffentlichen Arbeiten. Kätner Böttcher Gr. Wolz Kr. Graudenz 5 
J. V. gez.: Schultz. Beſitzer Komorowski | Grutta Kr. Graudenz 
An die Herren Regierungs⸗Präſidenten. Rittergutsbeſ. Scheffler Gut Hohendorf Kr. Briefen 
Marienburg, den 3. Juni 1904. ' Gutsbezirk Falkenſtein Kr. Culm 
Vorſtehenden Miniſterial⸗Erlaß teile ich den Ortspolizei⸗ Schweineſeuche i bei 
behörden des Kreiſes zur Kenntnisnahme und Beachtung mit. Gemeinde De gi Schweine⸗ 
Nr. 4. Bekanntmachung. Abbaubeſitzer Michel [Guhringen Kr. Roſenberg ſeuche 
Die Zinsſcheine Reihe II Nr. 1 bis 20 zu den | Gutsbeſitzer Wengerz Kr. Flatow 75 
Schuldverſchreibungen der Preußiſchen konſolidierten — 
ruck von O. Halb - Marienburg. 


